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„Das weſtpreußiſche Handwerk“ 
erſcheint wöchentlich einmal Bezugs⸗ 
preis vierteljährlich 1,00 M., mit 
Beſtellgeld 1,12 M. Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten und Brief⸗ 
träger entgegen. 


Amtliches Organ der Hand 


für den Regierungsbezirk Marienwerder. 


verkskammer zu Graudenz 


Im Anzeigenteil koſtet die vier⸗ 

geſpaltene Petitzeile 20 Pf., bei Be⸗ 

kanntmachungen von Innungen, Ge⸗ 

noſſenſchaften 10 Pf. Aufträge nimmt 

die Buchdruckerei Robert Geiſel 
entgegen. 


5 
Nr. 6. Graudenz, Sonna end, den 6. Mai 1916. 
Inhalts verzeichnis. b.) ſtellv. Vorſitzender Uhrmachermeiſter A, Stuhldre⸗ 
Beſtellung von Prüfungsausſchüſſen. — Induſtrialiſierung oder her beide in Graudenz. 
Handwerksförderung? — Erxlaſſe, Verfügungen der Zentral⸗ - j da Mar ~ 1 S 
und Verwaltungsbehörden. — Ausführunugsbeſtimmungen. — 71. bei der Bäcker⸗Innung in Schwetz: 
Geſchaftskreis. — Meiſterprüfung. — Lehrſtellenvermittelung. a) Vorſitzender Bäckermeiſter Egon Kreklau, i 
2 = b) ſtellv. Vorſitzender Valentini Kierzkowski, beide in 
Beſtellung von Prüfungsausſchüſſen. SE 
> sy? 77 s y FIT Ar F 7 1 7 è h 7 N 
Zu Borſthenden bezib. ſtellv. Vörſitzenden der Gejel Im Abteilungsbezirk III (arſenweräer) 
lenprüfungsausſchüſſe bei Innungen ſind auf die Dauer 72. bei der Maler⸗ und Glaſer⸗Innung in Marienwerder: 
von drei Jahren folgende Perſonen beſtellt worden: ä _ s 
u = a) Vorſitzender L. Gutzeit, 
Im Abteilunasbezirk I (Thorn) b) ſtellv. Vorſitzender R. Schwarz, beide in Marien⸗ 
A $ me > werder. 
64. bei der Schneider⸗, Kürſchner⸗ und Mützenmacher⸗ 2 ; 2 A f e 
Innung in Gollub : (3. bei der Fleifcher-Innung in Marienwerder: 
a) Vorſitzender Bürgermeiſter Meyer,.ĩ a) Vorſitzender Fleiſchermeiſter Felix Henze, 
b) ſtellv. Vorſitzender Schneidermeiſter J. Tylicki, b) jtellv. Vorſitzender Adolf Fenske, beide in Ma- 
beide in Gollub. rienwerder. 
Im Abteilungsbezirk II (Graudenz) 74, bei der Barbier- u. Friſeur⸗Innung in Marienwerder: 
65. bei der Maler- pp. Innung in Culm: a) Vorſitzender Friſeur E. Neumann, 151 
a) Vorſitzender Malermeiſter Richard Kuhlmann, b) ſtellv. Vorſitzender Friſeur A Feierabend, beide in 
b) ſtellv. Vorſitzender Malermeiſter Fr. Flizikomski, Marienwerder. 
beide in Culm. 75, bei der Schneider⸗Innung in Rieſenburg: 


für den Geſellenprüfungsausſchuß der Handwerks- 
kammer für das Mechanikergewerbe : 
a) Vorſitzender Mechaniker Leo Kolleng, 
b) ſtellv. Vorſitzender Mechaniker Auguſt Poſchadel, 
beide in Graudenz. 
67. bei der Töpfer⸗Innung in Graudenz: 
a) Vorſitzender Töpfermeiſter W. Penke, 
b) jtellv. Vorſitzender Töpfermeiſter Freitag, beide in 
Graudenz. 
68. bei der Konditor⸗ pp. Innung in Graudenz: 
a) Vorſitzender Konditoreibeſitzer C. Güſſow in Grau⸗ 
denz, 
b) ſtellv. Vorſitzender Konditoreibeſitzer Utaſch in 
Marienwerder. 
69. Prüfungsausſchuß der Handwerkskammer für Gold⸗ 
arbeiter: 5 
a) Vorſitzender Uhrmachermeiſter Johannes Schmidt. 
b.) ſtellv. Vorſitzeender A. Stuhldreher beide in Grau⸗ 
denz. 
Prüfungsausſchuß der Handwerkskammer für Uhr- 
macher. A 
a) Vorſitzender Uhrmachermeiſter Johannes Schmidt, 


66. 


~J 
& 


76. 


78. 


9. 


b.) ſtellv. Vorſißender Schneidermeiſter Liedke, beide 

b) ſtellv. Vorſitzender Schniedermeiſter Liedtke, beide 
in Rieſenburg. 

bei der Maler- und Glaſer⸗Innung in Stuhm: 

a) Vorſitzender Malermeiſter H. Werth in Stuhm, 

b) ſtellv. Vorſitzender Malermeiſter Paurs in Rehhof. 


Im Abteilungsbezirk IV (fonitz) 


77. bei der Böttcher⸗, Tiſchler⸗ und Drechsler⸗Innung in 


Baldenburg: 

a) Vorſitzender Tiſchlermeiſter Friedrich Schulz. 

b) ſtellv. Vorſitzender Tiſchlermeiſter Auguſt Grönke, 
beide in Baloenburg. 

bei der Schneider⸗Innung in Pr. Friedland: 

a) Vorſitzender Schneidermeiſter Rutz⸗Pr. Friedland, 

b) ſtellv. Vorſitzender Schneidermeiſter Krowke⸗Pr. 
Friedland. 

bei der Schornſteinfeger⸗Zwangs⸗Innung in Konitz: 

a) Vorſitzender Schornſteinfegermeiſter Mieth in 
Schlochau, 
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b) ſtellv. Vorſitzender Schornſteinfegermeiſter Dorr in 
Flatow. 


Im Abteilungsbezirk V (Flatow) 


80. bei der Töpfer⸗Innung in Flatow: 


a) Vorſitzender Töpfermeiſter Klaas in Flatow, 
b) ſtellv. Vorſitzender Töpfermeiſter Leeke in Kro- 
janke. 


81. bei der Stellmacher⸗, Sattler⸗ und Seiler⸗Innung in 
Tütz: 


a) Vorſitzender A. Hagedorn, 
b) ſtellv. Vorſitzender G. Wieſe, beide in Tütz. 


82. bei der Tiſchler⸗, Drechsler⸗, Böttcher⸗ und Korb: 
macher⸗Innung in Vandsburg: 
a) Vorſitzender Tiſchlermeiſter Wieck, 
b) ſtellv. Vorſitzender Tiſchlermeiſter Hahlweg, beide 
in Vandsburg. 


83. bei der Tiſchler-, Drechsler⸗ und Böttcher⸗Innung in 
Zempelburg : 
a) Vorſitzender Tiſchlermeiſter Karl Dittmer, 
b) jtello. Vorſitzender Tiſchlermeiſter Karl Draheim, 
beide in Zempelburg. 


Induſtrialiſierung oder Handwerks- 
förderung? 


Auf ſeiner Mitte März in Leipzig ſtattgefundenen 
ſechſten Tagung hat der die Städte unter 25 000 Einwoh⸗ 
nern umfaſſende Reichsverband deutſcher Städte beſchloſ— 
ſen, die induſtrielle Dezentraliſierung zugunſten kleinerer 
und mittlerer Städte in die Wege zu leiten. Es geſchah 
dies auf Grund eines von dem Schriftleiter der Kommuna- 
len Rundſchau, Dr. Goldſchmidt⸗Berlin, erſtatteten Be⸗ 
richtes, der davon ausging, daß infolge des Krieges die 
Gemeinden auf neue Einnahmequellen bedacht ſein müß⸗ 
ten. Zu dem Zwechke ſei auf das alte Streben zurückzu⸗ 
kommen, durch Steigerung des gewerblichen Lebens hö⸗ 
here Zahlkräfte zu gewinnen. Dieſe Steigerung erblickte 
der Berichterjtätter darin, daß die Induſtrie ſich nicht 
mehr in großen Städten und beſtimmten Gegenden zu— 
ſammenballt, ſondern ſich in ihrer Anſiedlung mehr auf 
die kleinen und mittleren Städte verteilt. 


Muß man dem Berichterſtatter ohne weiteres bei- 
pflichten, daß die Steigerung des gewerblichen Lebens die 
Steuerkraft der Gemeinde erhöht, ſo muß man ſich aber 
unwillkürlich fragen, ob es denn zu jener Steigerung 
gar keinen anderen Weg gibt als die Heranziehung der 
Induſtrie? Eine Erklärung für dieſe Einſeitigkeit hat 
man allerdings zur Genüge darin, daß wir nun einmal 
im Zeitalter der Induſtrie leben und die ungeahnten Er- 
folge, die von ihr ausgehen, dahin geführt haben, daß 
nun all.s ſein Heil nur noch in der Induſtrie erblickt, 
der Staat wie die Gemeinde und die ganze Geſellſchaft. 
Soll deshalb der Gedanke der induſtriellen Dezentrali— 
ſierung aber nicht von der Hand gewieſen werden, ſo iſt 
doch zu berückſichtigen,daß eben die Induſtrie ihre Eigen— 
art hat, die ſie vor allem pflegt. Wo es ihr am vorteil⸗ 
hafteſten erſcheint, dort läßt fie fih nieder ohne Rück⸗ 
ſicht auf alles ſonſtige und ſoll man im Zeitalter der In⸗ 
duſtrie auch von dieſer lernen, jo vor allem das, daß jeder- 
mann, jedes Land, jedes Gemeinweſen zunächſt eben- 
falls ſeine Eigenart ins Auge faßt und vor allem ſie 
pflegt. Dies würde für ſo manche Gemeinde auch zu einer 
Steigerung ihres gewerblichen Lebens führen, ohne Her- 
anziehung von Induſtrie und wohl auch mit weniger Um- 
ſtänden, Aufwand von Zeit und Geld als diefe Heran- 
ziehung erfordert. 

Daß die Induſtrialiſierung der kleinen und mittle— 
ren Städte den Intereſſen der Induſtrie und auch denen 
der Landwirtſchaft nicht widerſpreche, wie der Berichter⸗ 
ſtatter meinte, zu dieſer Meinung kann man kommen, 
wenn man die Frage wieder nur von einer Seite be- 


trachtet. Es muß aber auch die andere Seite beachtet 
werden. In der Induſtrie mit ihrer weitgehenden Gpe- 
zialiſierung greift ein Zweig immer wieder in den ande- 
ren. Daß dieſes Ineinandergeifen auf möglichſt ſchnel⸗ 
lem, mit möglichſt wenigen Umſtänden und Koſten ver— 
bundenem Wege vor ſich geht, dieſen Vorteil hat man 
mit der Zentraliſation in einer Weiſe, daß es ſich fragt, 
ob dagegen alle Vorteile der Dezentraliſierung aufkom 
men können. Für letztere kommt es nur auf Neuetablie⸗ 
rungen an. Daß ſchon beſtehende Etabliſſements den Ort 
ihrer Niederlaſſung wechſeln, das ſind Ausnahmefälle, die 
nicht mit Rückſicht auf die Dezentraliſierungsbeſtrebun⸗ 
gen einzutreten pflegen. Mit anderen Worten, für die in: 
duſtrielle Dezentraliſierung wäre eine Vermehrung der 
Induſtrie erforderlich. Sollte nun dieſe Vermehrung in 
kleinen und mitleren Städten vor ſich gehen, ſo würde 
das zur Folge haben, daß der Landwirtſchaft in deren 
Umgegend die Arbeitskräfte entzogen werden. Was dies 
zu bedeuten hätte, das weiß man aus der ſogenannten 
Leutenot, unter der die Landwirtſchaft jetzt ſchon ſo ſehr 
zu leiden hat. Und nicht nur die Landwirtſchaft, ſondern 
auch der handels- und gewerbetreibende Mittelſtand in 
den kleinen und mitleren Städten. 

Die Vorteile, welche die Induſtrie ſelbſt von ihrer 
Dezentraliſierung zugunſten kleiner und mitlerer Städte 
haben ſoll, erblickte der Berichterſtatter darin, daß da 
nicht nur die Koſten für den Baugrund, die Preiſe für 
eine Reihe wichtiger Materialien, häufig die Transport⸗ 
koften und die Aufwendungen für Löhne und Gehälter 
niedriger ſeien, ſondern auch mit der Induſtrie ſelbſt der 
Bedarf an den Erzeugniſſen am Standort wachſe. Dem 
iſt entgegenzuhalten, daß billige Preiſe für wichtige Ma⸗ 
terialien und niedrige Transportkoſten für die Induſtrie 
eine große Rolle ſpielen. Allein dieſe Vorteile kann doch 
nicht jede kleinere und mittlere Stadt bieten und wohl die 
allerwenigſten in dem Umfange wie Handels- und Indu⸗ 
ſtrie-Mittelpunkte. Die übrigen Vorteile aber werden mit 
der Anſiedlung von Induſtrie bald hinfällig. Wo ſolche 
ſich niederläßt, da läßt auch die Steigerung der Boden⸗ 
preiſe wie der Löhne und Gehälter nicht lange auf ſich 
warten. Nicht wenig wird von dieſen Folgen das ortsan⸗ 
ſäſſige Handwerk in Mitleidenſchaft gezogen. Für die Be⸗ 
darfsvermehrung von induſtriellen Erzeugniſſen ſpielt der 
Ort der Niederlaſſung gar keine Rolle. Dieſes Erfordernis 
beforgt der Handel oder die Errichtung von beſonderen 
Verkaufsſtellen. Ob die genannte Bedarfsvermehrung 
auf der anderen Seite nicht eine Bedarfsverminderung 
zur Folge haben würde, das iſt wieder eine Frage, die 
vor allem in das Intereſſe des ortsanſäſſigen Handwerks 
einſchneidet, womir jedoch nicht geſagt ſein ſoll, daß das 
Handwerk von induſtriellen Anſiedelungen keine Vor— 
teile zu erwarten hätte. Nur werden Vorteile und Nach⸗ 
teile für es überall und in jedem Falle aufs ſorgfältigſte 
abzuwägen ſein. Wie nötig das iſt, das zeigen des wei⸗ 
teren die Wege, die der Berichterſtatter den Städten be— 
nannte, um die Dezentraliſierung zu fördern. Es find 
ihrer nicht wenige. 

Es ſei eine organiſierte Unterſuchung der Dezentra— 
liſierungsmöglichkeiten anzuſtellen. Es müßten ſtatiſtiſche 
Grundlagen über Preiſe der Baugelände, Lage der Bau— 
gelände, Transportwege und Transportkoſten, Preiſe der 
Kraftnutzung, Koſten des Lebensunterhalts uſw. geſchaf⸗ 
fen werden. Die Städte müßten aus neuem Erwerb oder 
aus ihrem Eigentum der Induſtrie möglichſt billige und 
für die beſonderen Zwecke gut gelegene und beſchaffene 
Baugelände überlaſſen und ihr auch ſonſt Erleichterungen 
ſteuerlicher oder anderer Art gewähren, ſoweit das in 
ihrer Macht liege. Die Städte könnten ſich auch an den 
Unternehmungen beteiligen und zwar durch Einbringung 
von Gelände, Kraftnutzungsrechten, Privilegien gegen 
Ueberlaſſung von Obligationen, Aktien, Anteilen uſw. Es 
ſei ferner dafür zu ſorgen, daß die Induſtriebauten und 
Arbeiterſiedelungen die modernen Grundſätze der Hy⸗ 
giene nicht verletzen ſowie das landſchaftliche Reize mög⸗ 
lichſt nicht geſtört werden. Es fei ein zentraliſierter Ar- 
beitsnachweis einzurichten, der auch die Arbeitsbedürſ— 
niſſe der Landwirtſchaft berückjichtigt. 
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All das ſoll alſo nur geſchehen, um Induſtrie heran⸗ 
zuziehen. Ob es aber damit genug ift? Doch läßt die auf- 
gemachte Liſte ſchon zur Genüge erkennen, daß auch mit 
der Induſtrie nicht alles Gold iſt, was glänzt. Erſt recht 
würde man dies aber erfahren, wenn man ſoweit iſt. Dann 
gibt es vermehrte Kirchen- und Schullaſten, vermehrte Ar⸗ 
menlaſten, erhöhte Ausgaben für Polizei, ſtädtiſche Ver⸗ 
waltung, Hygiene, Straßenweſen uſw. uſw. Zu alledem 
wird die Eigenart der Stadt und ihres Lebens verdrängt 
durch die Eigenart der Induſtrie. Wo dieſe einmal iſt, 
heißt es in alledem, ſich nach ihr richten, macht ſie ſich in 
allem geltent, drückt ſie allem ihr Weſen auf. Nur zu oft 
greift ſie dadurch in all die ſeither gewohnte Bewegungs: 
freiheit der Bürgerſchaft ein. Bleibt nach all dieſen hohen 
Werten, die man hingibt, hingeben muß, wirklich noch ein 
Nutzen übrig, ſo iſt man deſſen aber nicht für alle Zukunft 
ſicher. Wie se mit jo manchem Handwerk gechehen iſt, jo 
kommt es immer wieder mit Induſtrien vor, daß ſie durch 
neue Erfindungen, Bedarfsverſchiebungen uſw. ausge⸗ 
ſchaltet werden oder ſich aus ſonſt einem Grunde nicht 
mehr rentieren und deshalb ganz oder teilweiſe zum Still⸗ 
ſtande kommen. Was dann? Oder der Induſtrielle iſt 
reich genug geworden, ſeine Kinder wollen flügge werden 
und er läßt deshalb ſein Etabliſſement jetzt durch einen 
Direktor verwalten, während er ſelbſt nach einem ande⸗ 
ren Platze verzieht, wo es ſich beſſer und ſchöner leben 
läßt. Natürlich wandert dann auch ſein erworbenes Ver⸗ 
mögenmit ab. Der Fall dürfte nicht vereinzelt daſtehen, daß 
infolge ſolcher Abwanderung kleine Induſtrieſtädte ihre 
Umlagen mit einem Schlage um 50 Prozent und mehr 
erhöhen mußten. Handelt es ſich aber um Aktiengejell- 
ſchaften, ſo wandert der Gewinn ſortwährend ab, in die 
Taſchen der Aktionäre, die in Großſtädten oder ſonſtwo 
ſitzen, oft auch im Auslande. Mit Induſtrie kann wohl 
manche Stadt groß werden, aber nicht leicht reich. Gehe 
man ſich nur in Induſtrieſtädten um, namentlich in klei- 
neren! Umlagen und ſonſtige Laſten zum erdrücken Dazu 
in der Kultur noch weit zurück. Währe mit der Induſtrie 
ein Geſchäft zu machen, ſo könnte ſich manche Stadt, die 
keine hat, leicht ſolche verſchaffen, indem ſie nur Vororte 
mit vieler Induſtrie einzuverleiben brauchte. Sie tut es 
aber nicht, trotzdem die Vororte die Einverleibung von 
Herzen wünſchen würden. Warum? Weil eben von diejer: 
Augenblicke ab alle ſtädtiſche Laſten eine zu große Er⸗ 
höhung erfahren müßten. 


Wie ganz anders dagegen verhält es ſich mit einer 
entſprechenden Handwerksförderung! Sie koſtet bei wei⸗ 
tem nicht ſo viel wie die Heranziehung und ſpätere Erhal⸗ 
tung von Induſtrie und das Ziel, die Steigerung des ge⸗ 
werblichen Lebens und damit die Erhöhung der Steuer⸗ 
kraft der Stadt, wird mit ihr ebenfalls erreicht. Wo ein blü⸗ 
hendes Handwerk, da werden auch Handel und Induſtrie 
angezogen. Ja, aus dem Handwerk ſelbſt kann noch im⸗ 
mer Induſtrie herauswachſen. Die vielen Großbetriebe, 
die man in ihm hat, beſagen doch in dieſer Hinſicht genug. 
Wie ja auch die ganze Induſtrie urſprünglich aus deni 
Handwerk hervorgegangen iſt. Die Gründer unſerer größ⸗ 
fen induſtriellen Etabliſſements waren Handwerksmei⸗ 
ſter. Mit dem Handwerk braucht auch keine Stadt etwas 
von ihrer Eigenart einzubüßen. Jede Stadt kann es viel⸗ 
mehr mit ſeiner wenn auch noch ſo weitgehenden Förde⸗ 
rung ihrer Eigenart anpaſſen. Durch dieſen Umſtand wie⸗ 
der kann ſo manches Handwerk Bedeutung gewinnen 
weit über die Grenzen der Stadt hinaus. Auch von einem 
Riſiko, wie man es mit der Heranziehung und der Erhal⸗ 
tung von Induſtrie hat, kann bei einer kräftigen Hand⸗ 
werksförderung keine Rede ſein. Wird ein Handwerk aus⸗ 
geſchaltet, ſo kommt dafür von ſelbſt ein neues auf. Geht 
ein Handwerksbetrieb ein, ſo entſteht dafür ein anderer, 
ohne das die Stadt ſich hierum zu kümmern brauchte. 
Was die Handwerker an Vermögen erwerben, das mwan- 
dert ſelten aus der Stadt ab, das bleibt ihr im allgemei⸗ 
nen erhalten. Ein kräftiger, wohlhabender Bürgerſtand 


wird deshalb der Stadt durch eine gehörige Handwerks⸗ 
förderung, ſtatt des Fabriksproletariats, das ſie mit der 
Heranziehung von Induſtrie bekommt. Noch von jeher 
beruhte die Kraft einer Stadt in einem tüchtigen Hand⸗ 


werk. So manche Stadt hat ihren geſchichtlichen Ruf 
durch ſolches. 

Sollte alſo der Umſchwung, der mit der neuen Zeit 
zu erwarten ſteht, die Frage der induſtriellen Dezentra⸗ 
liſierung zugunſten der kleinen und mittleren Städte wirk⸗ 
lich ins Rollen bringen, ſo kann man nur ſagen: Warum 
nich lieber Handwerksförderung? Wenigſtens wird das 
Handwerk auch bei allem Umſchwung der Verhältniſſe ſich 
nicht weder in großen noch in kleinen Städten⸗- als ein al- 
ter Zopf erweiſen, den man vernachläſſigen oder gar acht⸗ 
los bei Seite ſchieben kann, ohne auch ſich ſelbſt aufs 
ſchwerſte zu ſchädigen, ſondern nach wie vor als ein Fak⸗ 
tor, mit deſſen Förderung Staat wie Kommune auch ſich 
ſelbſt aufs beſte nützen. 


Crlaſſe und Verfügungen der Zentral- und 
Derwaltungsbehörden. 


Ausführungsbeffimmungen 


über die nach der Bekanntmachung über Preisbeſchrän⸗ 
kungen bei Verkäufen von Web⸗, Wirk- und Strickwaren 
vom 30. März 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 214) zu errichtenden 
Schiedsgerichte. 
Vom 30. März 1916. 


§ 1. Bei jeder amtlichen Handelsvertretung wird für 
ihren Bezirk ein Schiedsgericht gebildet. In Bezirken, in 
denen mehrere Vertretungen des Handels vorhanden 
ſind, beſtimmt die Landeszentralbehörde, bei welcher von 
ihnen das Schiedsgericht zu bilden iſt. Die Landeszentral⸗ 
behörde kann beſtimmen, daß für die Bezirke mehrerer 
Handelsvertretungen nur ein Schiedsgericht gebildet wird. 

Orte, die zu keinem Handelsvertretungsbezirke gehö⸗ 
ren, werden nach näherer Beſtimmung der Landeszentral⸗ 
behörde dem Schiedsgericht der nächſten Handelsvertre⸗ 
tung zugewieſen. 

Soweit Bundesjtaaten amtliche Handelsvertretungen 
nicht haben, beſtimmt die Landeszentralbehörde die amt⸗ 
lichen Stellen. bei denen das Schiedsgericht gebildet wird, 
ſowie den Bezirk des Schiedsgerichts. 

§ 2. Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzen⸗ 
den und Beiſitzern. Ihr Amt iſt ein Ehrenamt. Der Vor⸗ 
ſitzende und ſein Stellvertreter werden durch die Landes⸗ 
zentralbehörde oder die von ihr beſtimmte Verwaltungs⸗ 
Behörde, die Beiſitzer, ſoweit ſie gewerblichen Kreiſen an⸗ 
gehören, durch die Handelsvertretung, im übrigen durch 
den Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernannt. Die Han⸗ 
delsvertretung beſtellt einen oder mehrere Schriftführer. 

Die Mitglieder und Schriftführer ſind vor ihrem 
Amtsantritte durch Handſchlag an Eides ſtatt zu treuer 
und gewiſſenhafter Führung ihres Amtes zu verpflichten. 
Sie find zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. Die Ver- 
pflichtung des Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters er⸗ 
folgt durch die höhere Verwaltungsbehörde, die Ver⸗ 
pflichtung der übrigen Mitglieder und der Schriftführer 
durch den Vorſitzenden des Schiedsgerichts. 

In den Fällen des § 1 Abſ. 3 finden dieſe Beſtim⸗ 
mungen entſprechende Anwendung. 
§ 3. Das Schiedsgericht entſcheidet in einer Beſetzung 


von einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. 

Sind Handwerker bei dem Verfahren beteiligt, ſo 
ſollen mindeſtens zwei Beiſitzer Handwerkerkreiſen 
entnommen werden. Die Ernennung dieſer Beiſitzer er⸗ 
folgt im Benehmen mit der Handwerkskammer. 

Zwei Beiſitzer ſollen Käuferkreiſen angehören. 

§ 4. Zuſtändig ift das Schiedsgericht des Bezirks, in 
dem der Verkäufer ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat. 
In Ermangelung eines ſolchen iſt der allgemeine Gerichts⸗ 
ſtand des Käufers maßgebend. 

§ 5. Der Antrag auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung 
iſt ſchriftlich oder zu Protokoll des Schriftführers des 
Schiedsgerichts zu ſtellen. Er ſoll unter Darlegung der 
Sachlage und Angabe der Beweismittel kurz begründet 
werden; der Antragſteller ſoll die ihm zugänglichen Be⸗ 


Seite 24, Das 


beifügen. 


§ 6. Das Schiedsgericht verhandelt und entſcheidet in 
nichtöffentlicher Sitzung. Der Vorſtzende kann anordnen, 
daß eine mitndliche Verhandlung mit den beteiligten ſtatt⸗ 
findet. 
Die Beteiligten ſind vor der Entſcheidung zu hören. 
s ift ihnen geſtattet, den Verhandlungen beizuwohnen. 
Der Vorſitz ende kann ihr Erf ſcheinen anordnen. 

Beteiligte im S Sinne die fer Beſtimmungen find die Ver⸗ 
tragsparteien. Der Vorſitzende kann andere Perſonen, die 
ein rechtliches Intereſſe an der Entſcheidung haben, als 
Beteiligte zulaſſen. 

§ 7. Die Beteiligten find von Ort und Zeit der Git- 
zung zu benachrichtigen. Wird mündliche Verhandlung an- 
geordnet, ſo ſind ſie zu dieſer zu laden. 

Die Ladung erfolgt durch eingeſchriebenen Brief und 
wenn der Wohnort des Beteiligten nicht bekannt iſt oder 
die ſchriftliche Verſtändigung mit ihm während des Krie- 
ges erſchwert oder zeitraubend iſt, durch öffentliche Be⸗ 
kanntmachung mittels einmaliger Einrückung in den 
Reichsanzeiger. Der Vorſitzende kann eine andere Art der 
Ladung anordnen. 

Die Beteiligten können ſich in der mündlichen Ver⸗ 
Fendi durch eine mit ſchriftlicher Vollmacht verſehene 
Perſon vertreten laſſen; ſind ſie oder ihre Vertreter trotz 
rechtzeitiger Ladung nicht erſchienen, ſo wird gleichwohl in 
der Sache verhandelt und entſchieden. 


Das Schiedsgericht kann den Beteiligten aufge- 
ben, binnen einer baimen Friſt Tatſachen zur meite- 
ren Aufklärung des Sachverhalts anzugeben und Beweis⸗ 
mittel, insbeſondere Urkunden, vorzulegen oder Zeugen 
zu ſtellen. 

Bei Verſäumung der Friſt kann das Schiedsgericht 
nach Lage der Sache ohne Berückſichtigung der nicht bei⸗ 
gebrachten Beweismittel entſcheiden. 
§ 9. Das Schiedsgericht kann auf Antrag oder von 
Amts wegen Beweiſe erheben, insbeſondere Zeugen und 
Sachverſtändige uneidlich vernehmen. 

Auf die Erledigung des Zeugen- und Sachverſtändi⸗ 
genbeweiſes finden die Vorſchriften der Zivilprozeßord— 
gung mit der Maßgabe Anwendung, daß eine Vereidigung 
durch das Schiedsgericht nicht ſtattfindet. Die Zeugen und 
Sachverſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der 
Gebührenordnung für Zeugen und SachverſtändigelReichs⸗ 
Geſetzbl. 1898 S. 689: 1914 ©. 214.) 


§ 10. Die Befugniſſe aus den 88 8 
der e dem Vorſitzenden zu. 


§ 11. 
zugezogen. 

Ueber die Verhandlungen wird eine Niederſchrift auf— 
genommen, die von dem Vorſitzenden und dem Shrift- 
führer zu unterzeichnen iſt. Sie ſoll Ort und Tag der 
Verhandlung, die Bezeichnung der mitwirkenden Perſo⸗ 
nen und der Beteiligten jowie das Ergebnis der Verband: 
lung enhalten. Sie foll den anweſenden Beteiligten nor- 
geleſen und zur Durchſicht vorgelegt werden. 


§ 12. Die Entſcheidung erfolgt durch Beſchluß. Der 
Beſchluß enthält die Namen der Mitglieder des Schieds— 
gerichts, die bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, und 
iſt von dem Vorſitzenden zu unterſchreiben. 

§ 13. Die Beſchlüſſe ($ 12) find von dem Schriftführer 
auszufertigen; er beſcheinigt die Uebereinſtimmung mit 
der Urſchrift. 

Die Beſchlüſſe ſind den Beteiligten, Se ſie nicht $ 
deren Gegenwart verkündet find, in der im § 7 Abſ. 2 vo 
geſchriebenen Weiſe mitzuteilen. 


Es 


8 8. D 


) ſtehen außerhalb 


Zu den Verhandlungen wird ein Schriftführer 


§ 14. Für das Verfahren werden Gebühren und Stem⸗ 
pel nicht erhoben. 

Das Schiedsgericht beſtimmt, wer die baren Ausla 
gen des Verfahrens zu tragen hat, und ſetzt die Höhe der 
Auslagen feſt. Die Beitreibung erfolgt auf Erſuchen des 
Schiedsgerichts nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Beitreibung öffentlicher Abgaben. 


weſtpreußiſche Handwerk. 


Die Parteien haben keinen Anſpruch auf Erſtattung 


ihrer Auslagen. 
Berlin, den 30. März 1916. 
Der Sellvertretre des Reichskanzlers. 


D 


Delbrück 


Belhäftskreis 


des Kriegs⸗Wirk⸗ und Strickverbandes und des Kriegs⸗ 
ausſchuſſes der deutſchen Baumwoll⸗Induſtrie für die Be- 
ſchaffung von Unterkleidung. 

Aus dem Wirtſchaftsblatt für Heer und Marine. 

Gemäß Verfügung des Preuß. 
Armee⸗Verwaltungs⸗-Departement, ift künftighin die im 
Wirk⸗ und Strickverfahren, alſo auf Rundſtühlen oder 
Strichmaſchinen her zuſtellende Unterkleidung durch den 
Kriegs⸗Wirk⸗ und Strickverband zu vergeben, während 
die für die gene Unterkleidung erforderlichen Flad- 
gewebe der Zuſtändigkeit des Kriegsausſchuſſes der deut⸗ 
ſchen Baumwoll-Induſtrie verbleiben. 

Die durch vorſtehende Verfügung betreffs Einbezie⸗ 
hung der Trikotagen⸗Induſtrie in den Kriegs⸗Wirk⸗ und 
Strickverband erforderlich gewordene Erweiterung bezw. 
Aenderung der r Verwaltung u. Geſ ſchäftsfügrung dieſes Ber 4 
bandes (vgl. Satzungen § 7, 1, 2, 3) ift in einer am 14. 
April ſtattgehabten Vorſtandsſitzung des genannten Ver- 
bandes vollzogen worden. 

Anmeldungen von Mitgliedern der Trikotagen-Indu⸗ 
ſtrie zum Beitritt in den Kriegs⸗-Wirk⸗ und Strickverband 
E. V. ſind an dieſen Verband Berlin SW 68, Zimmer: 
ſtraße 3—4 zu richten. 

Durch Verfügung des gleichen Departements iſt die 
Beſchaffung der Winter-Unterkleidung und der ſonſtigen 
Wollſachen für die Truppen, und zwar der 

Winterhemden 

Winterunterhoſen 

Unterjacken, 

Aermelweſten, 

Fingerhandſchuhe 

Leibbinden, 

Kopf⸗ und Ohrenſchütze 

Pulswärmer, 

Socken, 

Halstücher (Schals), 

Kniewärmer, 

Lungenſchützer (Bruft: und Rückenwärmer) 
ſowie der erforderlichen Stoffe und Strichgarne dem Be- 


kleidungs-Beſchaffungsamt übertragen. 


Meiſterprüfung. 


Kriegsminiſteriums, 


Die Meiſterprüfung gemäß § 133 der R. Gew. Ordn. 
hat im Bezirk der Handwerkskammer zu Gruadenz (Re: 
gierungsbezirk Marienweder) der Fleiſcher Franz Goſi⸗ 


niecki in Schöntal am 12. 10. 15 abgelegt und beſtanden. 
Der Genannte iſt hierdurch zur Führung des Mei— 
ſtertitels in Verbindung mit dem betreffenden Hand— 


werk und zur Anleitung von Lehrlingen in dieſem be— 
rechtigt,. 
Cehrſtellenvermittelung. 
Junge Leute, welche das 
Bäckerhandwerk 
erlernen wollen, können fich ſofort auf der Geſchäfts⸗ 


ſtelle der Handwerkskammer Graudenz, Markt ZI II melden. 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: Syndikus i. V. W. Ollmann, Graudenz. 
Druck und Expedition: 
Buchdruckerei Robert Geiſel, Graudenz. — Fernſprecher Nr. 743. 


